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Vortrag 
Selbst eine reformorientierte DDR hatte spätestens ab Januar/Februar 1990 keine 
politische Überlebenschance mehr. Bundeskanzler Helmut Kohl praktizierte im Rahmen 
seiner Politik der „Wiedervereinigung“ gemeinsam mit EG-Kommissionspräsident 
Jacques Delors von diesem Zeitpunkt weg eine Politik der dreifachen Integration bzw. 
Eindämmung im Sinne seines Vorbildes Konrad Adenauer: die USA als NATO-
Hegemonial-Macht und Präsenz-Macht in Europa sowie als europäischen 
Sicherheitsgaranten an Bord zu behalten, die Sowjets mit dem Rat für gegenseitige 
Wirtschaftshilfe und dem Warschauer Pakt aus der DDR hinaus zu manövrieren und 
das vereinte Deutschland stärker denn je im Kontext der europäischen Integration 
einzubinden und damit für die anderen EG-Partner weiterhin berechenbar und 
kontrollierbar zu machen. 

   

  



      

Neben Kohl spielte Delors eine zentrale Rolle in diesem Konzept der dreifachen 
Eindämmung. Er war von Anfang an nicht uneingeschränkt positiv zur deutschen 
Einigung eingestellt, so noch im Oktober 1989 eher zurückhaltend, sendete aber im 
Laufe des November und Dezember zunehmend positivere Signale aus, um dann im 
Januar die immer deutlicher zutage tretenden Fakten und Realitäten zu antizipieren 
sowie ab Februar 1990 den Kurs Kohls mitzuverfolgen und im März und April die Linie 
des Kanzlers voll mitzutragen, nachdem dieser auch vorbehaltlos eine Politik der 
Kontinuität mit Blick auf eine zu vertiefende europäische Integrationspolitik zu 
verfechten bereit war.  

   

  



      

Carsten Meyer hat die Haltung und das Handeln der Kommission in einer Drei-
Phasen-Entwicklung beschrieben: Die erste Phase bestand aus „Abwarten und 
Skepsis“ vom 9. November 1989 bis 17. Januar 1990. Die zweite bezeichnete er mit 
„Vom Zaungast hin zum Akteur“ vom 17. Januar 1990 bis zum Sondergipfel in Dublin 
am 28. April 1990 und die dritte nannte er „Wettlauf mit der Zeit“ vom 28. April bis 3. 
Oktober 1990. 

Kohl und Delors gingen dabei gemeinsam von der „Parallelität beider 
Integrationsprozesse“ aus, wie es Christine Holeschovsky in einem ersten Zugriff 
bereits treffend bezeichnet hat. Gemeint war damit die nahezu gleichzeitig gestaltete 
Integration der DDR in die Bundesrepublik und in die EG.  

Dieses Bild ließe sich ergänzen, indem wir von einem bestehenden dreifachen 
Integrationsimperativ ausgehen, der alle Beteiligten, die DDR-Führung, die EG-
Kommission und die für Deutschland als Ganzes zuständigen Vier Mächte, zwang, in 
die Unausweichlichkeit der „Wiedervereinigung“ einzuwilligen und sie letztlich mehr 
oder weniger zu akzeptieren: Es galt in diesem Sinne, nicht nur die Integration der 
DDR in den Geltungsbereich des Grundgesetzes und die Vereinigung mit der 
Bundesrepublik und ihre Integration in das Rechts- und Wirtschaftssystem der 
Gemeinschaften zügig voranzutreiben, sondern auch das vereinte Deutschland in die 
EG einzubinden sowie das seit 1985 bestehende Delors-Konzept des Binnenmarktes 
mit den „Vier Freiheiten“ (Dienstleistungen, Güter, Kapital und Personen) abzusichern, 
um dieses für 1992 anvisierte Ziel für alle EG-Mitglieder mittelfristig erfolgreich zu 
realisieren. So kamen drei Integrationsprojekte als notwendige Zielsetzungen 
zusammen, von denen die ersten beiden 1990 und das letzte 1993 erreicht werden 
konnte. 

Kohls klarer Vorstoß in Richtung einer deutschen Wirtschafts-, Währungs- und 
Sozialunion ab Februar 1990 war auch eine Reaktion auf die EG-Annäherungsversuche 
der DDR und die Ambitionen für ein neutrales Deutschland von DDR-Ministerpräsident 
Hans Modrow, aber auch Ausdruck des für das Bundeskanzleramt in Bonn 
befürchteten bedrohliche Maße annehmenden Übersiedlerstromes von Ostdeutschen in 
die Bundesrepublik.  

Der Beitritt der DDR zur Bundesrepublik nach Artikel 23 des Grundgesetzes am 3. 
Oktober war gleichzeitig auch der Beitritt zu den Europäischen Gemeinschaften. Die 
diesbezügliche Entscheidung der DDR-Volkskammer war nicht nur verbindlich für die 
Bundesrepublik, sondern auch für die Europäischen Gemeinschaften. 

So wichtig der mit der Konferenz von Ottawa vom Februar 1990 vereinbarte Zwei-
plus-Vier-Verhandlungsrahmen werden sollte, so kann dabei die EG als Mitspieler im 
deutschlandpolitischen Kontext nicht übersehen werden, v.a. die Rolle der 
Kommission, die Delors als politischen Akteur zu profilieren verstand. Ausgehend von 
der bisher unterschätzten Rolle des EG-Zusammenhangs im deutsch-deutschen 
Ein igungsprozess ist man fast versucht, von einem Zwei-plus-Fünf-
Verhandlungskomplex zu sprechen, jedenfalls ging dieser mit der deutschen 
Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion so konform wie parallel und bildete praktisch 
e inen gle ichsam ant iz ipator ischen und vorentscheidenden doppelten 
integrationspolitischen Imperativ auf innerdeutscher und europäischer Ebene, bevor 

   

  



      

der Vier-Mächte-Kontext im Mai und Juni erst zum Tragen kommen konnte und auf der 
Ebene Zwei-Plus-Vier die dortige Entscheidung im September 1990 fallen sollte. Wie 
die Vier Mächte durch ihre Botschafter bzw. ihre Brüsseler Vertreter den deutsch-
deutschen Verhandlungskontext mit den Europäischen Gemeinschaften beobachteten, 
beurteilten und bewerteten, bleibt noch genauer zu erforschen, was der Verfasser in 
den nächsten Jahren beabsichtigt. 

Helmut Kohl stand dem österreichischen EG-Beitrittsanliegen 1987/88 überaus 
positiv gegenüber. Im Alpentransit sah er dabei das größte zu überwindende 
Hindernis. Die Große Koalition in Wien hatte erhebliche Abstimmungsprobleme und 
agierte nicht einheitlich. Eifersucht und Kompetenzstreitigkeiten erzeugten Uneinigkeit 
selbst in Kenntnis der veränderten Lage in der DDR nach der Grenzöffnung, gleichwohl 
sich nach dem 9. November 1989 die Ausgangsbedingungen für den österreichischen 
EG-Beitrittswunsch fundamental verändert hatten und umso mehr eine geschlossene 
Haltung in Wien erforderlich gemacht hätte.  

Außenminister Alois Mock (ÖVP) hatte eine tendenziell stärkere Pro-EG-Affinität als 
Bundeskanzler Franz Vranitzky (SPÖ), was mit einem klaren und frühzeitigen 
Unterstützungsbekenntnis zur deutschen Einigung Hand in Hand ging, während 
Vranitzkys vorerst distanzierte Haltung zum deutschen Einigungsprozess auch von 
einem nüchtern-rationaleren Verhältnis (als der Außenminister) zu den Europäischen 
Gemeinschaften geprägt war. 

In Bonn gab es zunächst zwischen Bundeskanzleramt und Auswärtigem Amt 
partielle und temporäre Auffassungsunterschiede gegenüber Österreichs EG-
Annäherungskurs, allerdings nur in Nuancen. Die österreichische Sorge vor einer 
Vorzugsbehandlung der DDR als eigener EG-Beitrittskandidat sollte nicht unberechtigt 
sein. Bonn betonte ausgehend von Delors' Auffassung nun die Sonderfall-These für die 
DDR: Österreichs EG-Ambitionen sollten deswegen nicht zurückgestuft werden, 
faktisch traten sie jedoch automatisch in den Hintergrund. Mock bekannte sich als 
erster Außenminister in Europa eindeutig und entschieden zur deutschen Einheit und 
vertrat parallel dazu weiterhin die österreichische Priorität für den EG-Beitritt. 
Bundesdeutsche Ermutigungen zu mehr Aktivität gab es zwar von Seiten Bonns. Alle 
Beschwichtigungen und Besänftigungen halfen jedoch nur wenig. Österreichs 
Beitrittsgesuch trat für Brüssel 1990 völlig in den Hintergrund.  

Mock rückte dann phasenweise erkennbar öffentlich vom Neutralitätsvorbehalt des 
österreichischen EG-Beitrittsversuchs ab und neigte zur Pentagonale, einem Bündnis 
mit Italien, Jugoslawien, der Tschechoslowakei und Ungarn, was dem vormaligen 
Vizekanzler Erhard Busek von Anfang an vorgeschwebt hatte. In Vorwahlzeiten sank 
das Bonner Interesse am österreichischen EG-Beitritt. Nolens volens erfolgte die 
offizielle Anerkennung Österreichs zur deutschen Einheit am 3. Oktober 1990. Nach 
erfolgreich geschlagener Wahl in Deutschland bekräftige Kohl die Unterstützung für 
Österreichs EG-Beitritt, relativierte aber seine frühere überaus optimistische Prognose 
für den Zeitpunkt. Es galt, sich auf ein längeres Warten einzustellen: Die deutsche 
Einheit musste in der EG erst verarbeitet, der Binnenmarkt geschaffen und ein neuer 
Unionsvertrag ausgearbeitet werden. In der Folge riet Kohl Österreich von einem 
Umweg über den EWR ab und empfahl den direkten Weg zur EG. Mit seiner 
Vorhersage des Beitritts im Jahre 1995 lag er goldrichtig und Einwände wegen 

   

  



      

Österreichs Neutralität von Teilen der Kommission, EG-Mitgliedern und aus EVP-
Kreisen blieben folgenlos. 

Weiterführend und mit Belegen, siehe: Michael Gehler, Von der Befürwortung zur 
Verzögerung und Verhinderung: Österreichs EG-Antragsgesuch, die Bundesrepublik 
und die Annäherungen der DDR an die Europäischen Gemeinschaften 1989–1990, in: 
Michael Gehler/Maximilian Graf (Hrsg.), Europa und die deutsche Einheit. 
Beobachtungen, Entscheidungen und Folgen, Göttingen 2017, S. 295-347. 

Auszüge aus der Diskussion 

Frage: War den führenden Politikern 1988-1990 die schlechte Wirtschaftslage der 
DDR bekannt? 

Gehler: Über den tatsächlichen Stand war man nicht hinreichend im Bilde. Die DDR 
hat für sich keine ausreichende Außenhandelsstatistik geführt, geschweige denn 
veröffentlicht und die Möglichkeiten an seriöse Informationen zu kommen, waren im 
Westen nur bedingt möglich. Die DDR selbst hat von sich das Bild abgegeben, eine der 
weitest entwickelten Ökonomien im COMECON zu sein. Selbst die OECD hat die DDR-
Ökonomie als zehntstärkste geführt. 

Wer hat 1989 die DDR realistisch eingeschätzt? Nur ein einziger Mensch: Vernon 
Walters, 1989-1991 US-amerikanischer Botschafter in der Bundesrepublik und früher 
bei der CIA. Er sagte im September 1989, es sei nur eine Frage der Zeit, bis die Mauer 
bröckelt. Er sah das Regime am Ende.  

Frage: Welche Rolle spielte die Einführung des Euro bei der Wiedervereinigung? War 
sie eine Voraussetzung dafür, die vielen Einwände Frankreichs, Italiens und Englands 
zu überwinden? 
Gehler: Die Entscheidung, einen Ausschuss der europäischen Notenbankpräsidenten 
einzusetzen zur Ausarbeitung einer Wirtschafts- und Währungsunion fiel im Juni 1988 
beim EG-Gipfel in Hannover. Die Währungsunion wäre so oder so gekommen, aber 
nicht so schnell und nicht unter den Bedingungen, wie die Deutschen glaubten sie 
formulieren zu können, d.h. mit einer Zentralbank in Frankfurt und v.a. mit einem 
Stabilitätsdenken, wie es die Deutsche Bundesbank verkörperte u.a.m.  

Der Euro war im Sinne des historischen Zeitablaufs keine Bedingung für die 
Zustimmung zur deutschen Einheit. Die französische Zustimmung sollte Deutschland 
aber sicher sein, wenn es bereit war, sich einer Wirtschafts- und Währungsunion 
anzuschließen. Unabhängig davon hat Kohl es aus Überzeugung getan; er wurde nicht 
dazu gezwungen. Fazit daher: Die D-Mark ist nicht auf dem Altar der Deutschen 
Einheit geopfert worden. Bonn wollte aber im Gegensatz zu den Franzosen keine 
Wirtschaftsregierung. 

Frage: Sie haben Frankreich erwähnt, aber die Wiedervereinigung war auch nicht 
möglich ohne die Sowjetunion, die USA und Großbritannien. Wie haben die drei 
Mächte auf die Verhandlungen zwischen Brüssel, Bonn und Ost-Berlin reagiert?  
Gehler: Thatcher war absolut gegen die deutsche Einigung, denn sie fürchtete ein 
neues stärkeres Deutschland, das für die EG zu einem Problem werden würde. Sie 
fühlte sich verraten, auch von Mitterrand, der auf die Gorbatschow-Linie 
einschwenkte. Im britischen Außenministerium war man sich längst einig, dass es 
keinen Sinn hätte, gegen die deutsche Einigung zu sein, weil die Deutschen in Ost und 

   

  



      

West sie wollten. Man hatte alle Mühe, das Thatcher klar zu machen. Das Foreign 
Office drängte auf eine moderatere Haltung, um den Einigungsprozess mitgestalten zu 
können. Auch Gorbatschow war zunächst gegen die deutsche Einigung, begann dann 
sich aber damit anzufreunden und sprach im Januar 1990 noch von zehn Jahren. Die 
Haltung Bushs, James Bakers und der amerikanischen Öffentlichkeit war positiv, 
allerdings gab es im State Departement auch Skepsis, was noch näher erforscht 
werden muss. Es gibt noch einen fünften Mitspieler: die Europäischen Gemeinschaften 
und Jacques Delors, der meiner Meinung nach unterschätzt wird. Die Gespräche 
zwischen Bonn, Brüssel und Ost-Berlin liefen alle schon vor bzw. parallel zu dem Zwei-
plus-Vier-Prozess. Auch die Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion war schon 
vorher ein Faktum. Damit war der Einigungsprozess faktisch irreversibel. Delors hat es 
mit Rückendeckung durch Mitterrand verstanden, Deutschland über den europäischen 
Einigungsprozess wieder einzuhegen und es weiter leistungs- und zahlungsfähig zu 
halten. Die vier anderen haben zum Teil gar nicht verstanden, dass die EG ein 
politischer Akteur war. Nicht vergessen darf man auch den parallel laufenden KSZE-
Prozess, der Standards setzte u.a. für Reisefreiheit und Abschaffung des 
Zwangsumtauschs, was Gorbatschow unterstützte. 

Frage: Wäre die Vereinigung auch unter einer sozialdemokratischen Regierung 
möglich gewesen? 
Gehler: Oskar Lafontaine war gegen eine rasche deutsche Einigung, zum Leidwesen 
von Willy Brandt und Egon Bahr. Tatsächlich hat die SPD mit der SED in einer eigenen 
Kommission schon Jahre zuvor diskutiert über die Anerkennung einer DDR-
Staatsbürgerschaft, was CDU/FDP kategorisch ablehnten. Es ging so weit, dass man 
ins Auge gefasst hat, die zentrale Erfassungsstelle in Salzgitter aufzulösen, um 
Honecker entgegenzukommen. Meine These ist: Wenn Oskar Lafontaine 
Bundeskanzler gewesen wäre, hätte es die Einheit 1990 so rasch nicht gegeben. 
Lafontaine hat einen Wahlkampf geführt, der auf eine Beibehaltung der 
Zweistaatlichkeit ausgerichtet war. Ob die Einheit dann noch möglich gewesen wäre, 
ist Spekulation.

   

  


